
jedoch den Forderungen des Parteiprogramms der SED 
und des Rechtspflegeerlasses. Die Aufgaben, die das 
Quedlinburger Programm für die einzelnen Fachabtei
lungen des Rates des Kreises festlegt, und die Emp
fehlungen an die gesellschaftlichen Organisationen sind 
konkret und grenzen die Verantwortung exakt ab. Alle 
Aufgaben sind kontrollierbar, und der Kreistag fordert 
Rechenschaft über ihre Realisierung.
In Auswertung des Programms des Kreistages Quedlin
burg und ähnlicher Beschlüsse des Magistrats von 
Groß-Berlin und des Bezirkstages Gera sollten durch 
eine Arbeitsgruppe von Praktikern und Wissenschaft
lern Grundsätze dafür ausgearbeitet werden, wie der 
Prozeß der Überwindung der Ursachen der Jugend
kriminalität zentral, in den Bezirken und in den 
Kreisen unter aktiver Mitwirkung der Bevölkerung 
geführt werden muß.
Bei der Schaffung eines geschlossenen Systems zur Ver
hütung der Jugendkriminalität und zur Überwindung 
ihrer Ursachen obliegt den Organen der Rechtspflege, 
insbesondere der Staatsanwaltschaft, eine hohe Ver
antwortung. Vor allem ist eine höhere Qualität, der 
analytischen Arbeit erforderlich. Die Frage, welches 
staatliche oder gesellschaftliche Organ zu einem be
stimmten Zeitpunkt konkrete Informationen benötigt,

wie solche Informationen aussehen sollen, damit ein 
hoher Nutzeffekt erzielt werden kann, und welche Fak
toren informationswürdigen Charakter haben, sind von 
grundsätzlicher Bedeutung für die Erhöhung der ge
samten Leitungstätigkeit. Der Staatsanwalt ist ver
pflichtet, den entsprechenden Ständigen Kommissionen 
der Volksvertretungen oder den Fachorganen der Räte 
auf der Grundlage seiner Kenntnisse aus Jugendstraf
verfahren konkrete, durchsetzbare Vorschläge zur Über
windung bestimmter Hemmnisse zu unterbreiten.
Zur Gewährleistung einer engen Zusammenarbeit der 
Staatsanwaltschaft mit allen anderen staatlichen Orga
nen und gesellschaftlichen Organisationen, die mit der 
Jugenderziehung beauftragt sind, werden in Zukunft 
in allen Bezirken und Kreisen die pädagogisch befähigt
sten Staatsanwälte speziell als Jugendstaatsanwälte 
tätig sein. Der Jugendstaatsanwalt muß einen engen 
Kontakt zu den genannten Organen hersteilen und 
nach Möglichkeit in der Ständigen Kommission für 
Jugendfragen der örtlichen Volksvertretung mitarbei- 
ten. Er muß mit dem Leben der Jugend eng verbunden 
sein, die Probleme der Jugendlichen, ihre Gedanken 
und Diskussionen weitgehend kennen und vor allem 
ihre entwicklungsbedingten Besonderheiten respek
tieren.
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Seit dem Inkrafttreten des Rechtspflegeerlasses haben 
es die Rechtspflegeorgane verstanden, die Zusammen
arbeit mit den anderen staatlichen Organen, insbeson
dere den Volksvertretungen, und den gesellschaftlichen 
Organisationen zu entwickeln und auszubauen. Viele 
Analysen über die Erscheinungen und die typischen 
Ursachen der Jugendkriminalität waren Gegenstand 
von Beratungen in den ständigen Kommissionen der 
örtlichen Volksvertretungen, den Räten oder ihren 
Fachabteilungen. Sie bildeten nicht selten die Grund
lage wichtiger Beschlüsse der örtlichen Organe.
Die Rechtspflegeorgane blieben jedoch in ihrem Be
mühen um die komplexe Beseitigung der Ursachen der 
Jugendkriminalität teilweise noch sehr isoliert. Da
durch wurden die Möglichkeiten für die Verhütung der 
Jugendkriminalität nicht voll genutzt.
Obwohl eine Reihe von. Ursachen, die immer wieder 
zur Jugendkriminalität führten und führen, durch die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung und die 
analytische Tätigkeit der juristischen Praxis seit lan
gem bekannt sind, blieb ihre Beseitigung in der Ver
gangenheit noch zu sehr dem Zufall, der Einzelinitia
tive und dem Einzelfall überlassen.
Ein Grund dafür ist, daß die Kriminalitätsanalysen 
noch nicht aussagekräftig genug sind. Die Analysen, die 
den Volksvertretungen und ihren Organen prinzipielle 
und konkrete Schlußfolgerungen für die Verwirklichung 
ihrer Aufgaben aus den verschiedenen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens ermöglichen sollen1, werden 
in der Regel nur durch Organe der Rechtspflege aus
gearbeitet.
Die Analyse der typischen Ursachen der Jugendkrimi
nalität ist für die anderen staatlichen Leitungsorgane 
nur dann von größerem Wert, wenn sie einen umfas
senden Überblick vermittelt, also auch die positiven und

1 Vgl. hierzu Semler/Kern, Rechtspflege - Sache des ganzen 
Volkes, Berlin 1964, S. 185 ff.

negativen Wechsel- und Gegenwirkungen bestimmter 
gesellschaftlicher Erscheinungen auf deckt. Das aber ist 
nur möglich, wenn die Analyse das Ergebnis einer 
G e m e i n s c h a f t s a r b e i t  mehrerer staatlicher 
Organe, teilweise auch gesellschaftlicher Organisationen 
ist und zu ihrer Ausarbeitung von Fall zu Fall Spezia
listen hinzugezogen werden.
Die Notwendigkeit und Richtigkeit der Entwicklung 
einer solchen Gemeinschaftsarbeit bestätigte sich u. a. 
bei der Vorbereitung von Programmen zur Verhütung 
und Zurückdrängung der Jugendkriminalität durch den 
Kreistag Quedlinburg und den Magistrat von Groß- 
Berlin. Auf einige Erfahrungen bei der Ausarbeitung 
und Realisierung dieser Programme soll hier eingegan
gen werden.

*

Im Kreis Quedlinburg begann der Kreistag durch seine 
Ständige Kommission Innere Angelegenheiten, Volks
polizei und Justiz zu Beginn des vergangenen Jahres 
mit der Vorbereitung eines Programms zur Aktivierung 
aller gesellschaftlichen Kräfte bei der Verhütung und 
Zurückdrängung der Jugendkriminalität.2 In dieser 
Kommission arbeitete der Staatsanwalt des Kreises 
aktiv mit. Grundlage der Arbeit war eine umfassende 
Analyse der Jugendkriminalität, die auf den Erfahrun
gen der Rechtspflegeorgane, mehrerer Fachabteilungen 
des Rates und der gesellschaftlichen Organisationen be
ruhte.
Die Analyse bestätigte u. a., daß die Fehlentwicklung 
Jugendlicher häufig sehr früh einsetzt — oftmals schon 
im frühen Kindesalter — und die Begehung einer Straf
tat meist nur der objektivierte, extremste Ausdruck da
für ist. Ursächlich für die Fehlentwicklung waren in

2 Vgl. hierzu den Beitrag von Streit in diesem Heft und 
Jahn/Reinwarth, „Zur Leitungstätigkeit der Gerichte“, NJ 1964 
S.453, sowie die Auszüge aus den Vorschlägen für das Pro
gramm, NJ 1964 S. 454.
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